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Ehe ist für Frauen keine Lebensversicherung mehr
Mit einer Serie von bemerkenswerten Urteilen läutet das Bundesgericht eine neue Ära im Familienrecht ein

KATHRIN ALDER

«Hey,Männer, das neue Unterhaltsrecht
ist ein Fortschritt!», frohlockte Markus
Theunert, oberster Männer-Lobbyist,
Anfang 2017 in einem Blog-Beitrag für
den «Tages-Anzeiger». Das neue Unter-
haltsrecht war gerade in Kraft getreten –
und tatsächlich einekleineRevolution:Es
orientiert sich nicht mehr an einem tradi-
tionellenFamilienbild,sondern soll sämt-
lichen gelebtenFamilienverhältnissen ge-
recht werden. Egal, ob die Eltern verhei-
ratet sind oder nicht, alle Kinder haben
denselbenAnspruch aufUnterhalt.Auch
die alternierende Obhut soll stärker be-
rücksichtigt werden. Reine «Zahlväter»
und vor allem «Zahl-Ex-Männer» sollten
bald der Vergangenheit angehören.

An den Gerichten wollte der «Fort-
schritt» indes nie so recht ankommen.
Allzu oft sahen Richterinnen und Rich-
ter die Ehe immer noch als klassische
Versorgungsinstitution: Den Mann
drängten sie nach einer Scheidung in
die Rolle des Versorgers, während sich
die Frau umdieKinder zu kümmern hat.
Für dieFraubedeutete dies zwar,dass sie
von ihrem Ex-Mann finanziell abhängig
wurde. Allerdings hatte sie so aber oft
ausgesorgt,manchmal gar bis zurPensio-
nierung.Männer hatten bei Trennungen
oder Scheidungenmeist dasNachsehen–
modernes Unterhaltsrecht hin oder her.

Doch damit hat das Bundesgericht
nun Schluss gemacht. In einer Serie von
bemerkenswerten Urteilen macht es
klar:Wer sich trennt oder scheiden lässt,
muss fortanprimär für sich selber sorgen.
Insbesondere Frauen können sich nicht
mehrdarauf verlassen,dass dieEheeiner
Lebensversicherung gleichkommt.

Alter schützt nicht vor Arbeit

Zunächst hat das Bundesgericht die so-
genannte «45er-Regel» aufgegeben:War
ein Ehepartner während der Ehe nicht
berufstätig und bei der Scheidung min-
destens 45 Jahre alt, so mutete ihm das
Gericht bisher den beruflichen Wieder-
einstieg nicht mehr zu. In den allermeis-
ten Fällen betraf das Frauen,die ihren ur-
sprünglichen Beruf zugunsten der Kin-
derbetreuung aufgegeben hatten. Die
«45er-Regel» sei indes keine «vom Ge-
setzgeber aufgestellte oder angedachte
Vermutung», sondern sie beruhe auf der
Rechtsprechung,die einen «Bedeutungs-
wandel» durchgemacht habe, hält das
Bundesgericht fest. In ihrer Absolutheit
sei sie zu starr und werde den tatsäch-
lichen Verhältnissen oft nicht mehr ge-
recht.Neumuss laut denRichtern inLau-
sanne (an den entsprechenden Urteilen
waren ausschliesslich Männer beteiligt)
deshalb grundsätzlich davon ausgegan-
gen werden, dass die Wiederaufnahme
einer Arbeit zumutbar ist – soweit über-

haupt eineMöglichkeit besteht undkeine
«Hinderungsgründe», etwa kleine Kin-
der, vorhanden sind.Pflegepersonal zum
Beispiel sei derzeit stark gesucht, wäh-
rend es im Informatikbereich ungleich
schwieriger sei, nach längerer Abwesen-
heit beruflich wieder Fuss zu fassen.

Das neue Scheidungsrecht postuliere
das Prinzip der Eigenversorgung: Ist eine
Frau gesund,hat sie eineAusbildung,viel-
leicht gar eine Weiterbildung, spricht sie
die jeweilige Landessprache, steht sie
nicht kurz vor der Pensionierung und
lässt es der Arbeitsmarkt zu, soll sie ihr
eigenes Geld verdienen, so die Richter
in Lausanne.Wer sich allen zumutbaren
Anstrengungen für eine berufliche Wie-
dereingliederung verweigert, muss sich
ein fiktives Einkommen anrechnen las-
sen und erhält so weniger Unterhalt. Im
konkretenUrteil kam das Bundesgericht
zum Schluss, die Frau habe sich nach der
Scheidung zu wenig bemüht, wirtschaft-
lich selbständig zuwerden–obwohl schon
früh klar gewesen sei, dass der gemein-
same Haushalt aufgelöst werde. Zum
Zeitpunkt der Trennung war die Frau 44
Jahre alt, bei der Scheidung 50.

Kein automatischer Anspruch

In einem anderenUrteil hat das Bundes-
gericht denBegriff der «lebensprägenden
Ehe» aufgeweicht. Bisher galt eine Ehe

als lebensprägend, wenn sie mindestens
10 Jahre gedauert oder wenn ein Ehe-
paar gemeinsame Kinder hatte. Waren
diese Voraussetzungen erfüllt, hatten
beide Ehegatten im Falle einer Schei-
dung einen Anspruch darauf, den bis-
herigenLebensstandardweiterzuführen.
Wie die «45er-Regel» erachten die Rich-
ter in Lausanne aber auch die Definition
der «lebensprägenden Ehe» als zu starr.
Nun muss in jedem Fall individuell ge-
prüft werden,welcheBedeutung dieEhe
für die Verheirateten hatte.Als «lebens-
prägend» gilt eine Ehe neu dann, wenn
einer der Partner seine Arbeit aufge-
geben hat,umdenHaushalt und dieKin-
der zu betreuen,und ein beruflicherWie-
dereinstieg nach langjähriger Ehe nicht
mehrmöglich ist,derweil sich der andere
Partner in Ruhe auf seine Karriere kon-
zentrieren konnte.Auch diese Konstella-
tion betrifft vor allem Frauen.Mit ande-
renWorten: Hat die Frau zugunsten der
Kinder und des gemeinsamen Haushalts
explizit auf eine berufliche Karriere ver-
zichtet und dem Mann so jahrelang den
Rücken freigehalten, muss auch heute
von einer «lebensprägenden Ehe» aus-
gegangen werden. Laut Bundesgericht
heisst dies aber nicht automatisch, dass
auch einAnspruch aufUnterhalt besteht.
Und selbstwennUnterhalt geschuldet ist,
so muss dieser «angemessen» sein, also
insbesondere zeitlich begrenzt.Nach der

Scheidung einer «lebensprägendenEhe»
können Frauen also nicht mehrmit einer
finanziellen Unterstützung bis zur Pen-
sionierung rechnen.

Unterhaltsansprüchekönnenzwischen
EhegattenoderKonkubinatspartnernbe-
stehen,aberauchzwischenallfälligenKin-
dern und ihren Eltern. Es gibt alle mög-
lichen Formen von Unterhalt: den Ehe-
gattenunterhalt nach einerTrennung,den
nachehelichenUnterhaltnacheinerSchei-
dungoderdenKindesunterhalt.Letzterer
wiederum besteht aus dem sogenannten
Barunterhalt, der die laufenden Kosten
des Kindes deckt, und dem Betreuungs-
unterhalt, der erst mit dem neuen Unter-
haltsrecht eingeführt wurde. Dieser soll
die Kosten jenes Elternteils decken, der
die Kinderbetreuung übernimmt und da-
her nicht erwerbstätig sein kann.

Eine einheitliche Berechnungs-
methode gab es für all diese Unterhalte
bisher allerdings nicht. Das Bundes-
gericht überliess die Wahl der Methode
den Kantonen, mit der Folge, dass eine
vielkritisierte heterogene Praxis ent-
stand. Die Berechnungsmethoden vari-
ierten nicht nur von Kanton zu Kan-
ton, sondern manchmal sogar inner-
halb eines Kantons, teilweise wurden sie
gar vermischt. Dies machte es nicht nur
für Anwältinnen und Anwälte schwie-
rig, ihre Klienten adäquat zu beraten, es
konnte auchunangenehmeFolgenhaben

bei einemKantonswechsel und schadete
der Rechtssicherheit.

Einheitliche Berechnung

Deshalb hat das Bundesgericht nun
auch in diesem Bereich Nägel mit Köp-
fen gemacht und eine einheitliche Be-
rechnungsmethode festgelegt. Zunächst
wird das Gesamteinkommen der Eltern
bzw. Ehegatten errechnet. Anschlies-
send wird von allen Betroffenen der
Bedarf ermittelt. Übersteigen die Mit-
tel das familienrechtliche Existenzmini-
mum,wird der Überschuss nach Ermes-
sen verteilt. Sind zu wenig Mittel vor-
handen, kommen an erster Stelle die
minderjährigen Kinder. Erst danach
sind die Ehe- oder Konkubinatspartner
an der Reihe. Mit dieser sogenannten
«zweistufigenMethode mit Überschuss-
verteilung» sollen neu sämtliche Formen
des Unterhalts berechnet werden.

Klar ist: Das Bundesgericht forciert
die Gleichstellung von Müttern und
Vätern und will den sich wandelnden
Familien- undErwerbsmodellen gerecht
werden. Zudem anerkennt es, dass jede
Familie individuell organisiert ist. Dies
soll die Rechtsprechung auch im Falle
einer Trennung oder Scheidung berück-
sichtigen und nicht mehr nur nach star-
ren und teilweise überholten Regeln
urteilen. Entscheidend sind die Um-
stände des Einzelfalls.

Die Rechtsprechung des Bundes-
gerichts stärkt insbesondere «egalitäre»
Beziehungen, also solche, in denen sich
Mann und Frau Erwerbsarbeit, Haushalt
und Kinderbetreuung teilen. Die Reali-
tät zeigt indes,dass dieses Familienmodell
nach wie vor in der Minderheit ist. Laut
Bundesamt für Statistik ist das «traditio-
nelle» Modell immer noch am weitesten
verbreitet. Bei Familien mit Kindern im
Alter von 0 bis 12 Jahren arbeiten 70 bis
73 Prozent der MännerVollzeit, während
Frauen gar nicht oder Teilzeit arbeiten –
am häufigsten mit einem Pensum von
höchstens 50Prozent.DiesesModell kann
von einem Paar frei gewählt sein. Häu-
fig dürften aber auch die Rahmenbedin-
gungenmit eineRolle spielen: ein Steuer-
system, das bei Ehepaaren den Zweitver-
dienst benachteiligt,teureexterneKinder-
betreuung oderMänner, die nichtTeilzeit
arbeiten können oder wollen.

Der Aufruf des Bundesgerichts, am
Ball zu bleiben, richtet sich also nicht
nur an die Frauen. Sondern auch an die
Politik. Sie ist nun gehalten, die gesetz-
lichen Rahmenbedingungen so zu ver-
bessern, dass sich Frauen jederzeit selbst
versorgen können – auch nach einer
Trennung oder Scheidung.

Urteile des Bundesgerichts 5A_907/2018,
5A_311/2019, 5A_891/2018, 5A_104/2018
und 5A_800/2019.

Die Zeiten, in denen ein EheringAbsicherung auf lange Sicht versprach, sind vorbei. CHRISTIAN BEUTLER / KEYSTONE

Räte einigen sich nicht
Weiterhin divergierende Positionen beim Covid-19-Gesetz

fsr. · Der Nationalrat hat sich am Don-
nerstag nur mässig beeindruckt gezeigt
von der einhelligen Ablehnung sei-
ner Vorschläge für den Ausbau der kri-
senbedingten Nothilfe in der kleinen
Kammer. Im Grossen und Ganzen hat
er seine Entscheidungen bestätigt, die
deutlich mehr Betrieben Anspruch auf
staatliche Unterstützung gewähren wür-
den. In einzelnen umstrittenen Punkten
macht er aber Kompromissangebote.

Bei der Definition des Härtefalls bei-
spielsweise reduziert er denKreis derAn-
spruchsberechtigten wieder und legt neu
eineSchwelle vonmindestens 30 (statt 25)
ProzentEinbusse beimJahresumsatz fest.
EinAntrag, dem Ständerat zu folgen und
Unternehmen erst ab Umsatzeinbussen
von 40 Prozent als Härtefälle anzuerken-
nen, fand keineMehrheit.Neu akzeptiert
derNationalrat dafür,dass dabei nicht nur
die nicht gedeckten Fixkosten berück-
sichtigtwerden,sondern auchdie gesamte
Vermögens- und Kapitalsituation.

Bei der Höhe der nichtrückzahlbaren
Härtefallhilfen will der Nationalrat das
Maximumweiter bei 30 Prozent des Jah-
resumsatzes ansetzen statt bei 20Prozent.
Er schlägt jetzt aber vor, es dem Bun-
desrat zuüberlassen,dieMaximalbeträge
festzulegen. Festgehalten hat die grosse
Kammer ausserdemdaran,dass Selbstän-
dige bereits ab Umsatzeinbussen von 20
Prozent und nicht erst ab 40 ProzentAn-
recht auf Erwerbsersatz haben sollen.

Weitere Differenzen bestehen unter
anderem beim Mietrecht, bei dem der
Nationalrat weiterhin für eine Fristerstre-
ckung eintritt, wenn Mieten oder Neben-
kosten ausstehen. Und auch bei den À-
fonds-perdu-Beiträgen für Sportklubs
liegt noch keine endgültige Lösung vor.
Hier schlägt der Nationalrat einen Kom-
promiss vor,indemerdiePflicht zurLohn-
senkung etwas aufweicht. Klubs, die Bei-
träge in der Höhe von weniger als 50 Pro-
zent der entgangenen Ticketeinnahmen
erhalten,sollendavonausgenommensein.

Traueradresse:
Marc Mantel, Bachtobelstrasse 24
8123 Ebmatingen

Und irgendwo sind immer Spuren Deines Lebens.
Gedanken, Bilder, Augenblicke, Gefühle.
Sie werden uns immer an Dich erinnern und Dich
nie vergessen lassen.

So nimm denn meine Hände und führe mich bis an mein selig Ende und ewiglich.

Rita Mantel-Walder
27. November 1929 bis 3. März 2021

In Trauer und Dankbarkeit
Rico Mantel
Marc und Bea Mantel-Ernst
Noel Mantel und Cécile Glükler
Ralph und Andrea Mantel-Kihm
Ines und Hans Rüegg-Walder

Der Trauergottesdienst findet statt am
Dienstag, 23. März 2021, 15 Uhr in der Kirche des Diakoniewerks Neumünster, Zollikerberg.

Infolge der aktuellen Situation ist nur eine beschränkte Anzahl an Personen zugelassen.
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